
Bundessozialgericht

AZ°= ä_315_22121_

Verkündet am
200 Oktober 4972

RegHauptsekretär
als Urkundsbeamter

der Geschäftsstelle

I m N a m e n d e s V o 1 k e e

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Kläger nnd Revisionsbeklagtor, „Ü7

—Prozeßbevollmächtigte: „ ° „ „ ° ° „ „ ° „ „

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin,

—ProzeßbeV011mächtigtez
» o o e o o o o o o o _

\Der

die

hin

Dr°

Sp
und

Dr°

für

Die
des
vom

Die

5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf

mündliche Verhandlung vom 20° Oktober 4972

durch den Vorsitzenden Richter ’

L a n g k e i t ‚
die Richter

1 e l m e
y'e

r und Schroeter—Printzen

die ehrenamtlichen Richter

F r i t z e m e y e r und V o g t

Recht erkannt:

Revision der Beklagten gegen das Urteil
Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichi
49° August 1971 wird zurückgewiesen°

Beklagte hat dem Kläger die außergeritht—li
lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu
erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü*n d e
————_—————_—

Die Beteiligten streiten über den Anspruch des Klägers

auf Ersatz der vollen Kosten einer kieferorthopädischen
Behandlungo ' ' ' ' ' '

Der Facharzt für Kieferorthopädie Dro Sch :jjjgjgstellte
bei der am 9° März 1955 geborenen Tochter Susanne des

bei der beklagten Ortskrankenkasse versicherten Klägers

eine "Kieferkompression mit frontaler Enge, Kreuzbiß 53,

mandibuläre Mittenabweichung und Tiefbiß rechts distal"
„

fest° In dem am 3° März 1970 aufgestellten kieferor+hopä—"

dischen Behandlungs- und Gebührenplan hielt er eine

"Erweiterung, Behebung des Kreuzbisses, Bißhebung und
Platten" für erforderlich, um parodontale Erkrankungen im

Frontzahngebiet zu vermeideno Die Gesamtkosten der Be—

handlung wurden auf 850 DM veranschlagto

Der Kläger reichte den kieferorthopädischen Behandlut;8—i

und Gebührenplan am 5° März 1970 bei der Beklagten eir„

Der zur Überprüfung-gutachtlich gehörte Zahnarzt Dr„öbtl■■"

stufte den Fall in die Dringlichkeitsstufe I ein und

befürwortete einenZuschuß°

Mit Bescheid vom 19. März 4970 erklärte sich die-Beklagtefb

bereit, zu den Behandlungskosten für die Dauer von 48 Mo— '

naten einen monatlichen Zuschuß von 25,61 DM zu übernehmen„

Gegen diesen Bescheid legte der Kläger Widerspruch ein;

Zur Begründung führte er aus: Es handele sich bei der
_kieferorthopädischen Behandlung seiner Tochter nicht um

Maßnahmen zur Verhütung von Erkrankungen nach 5 487 Nr» 4.
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der Reicheversicherungeordnung (EVO) i„V.m° 5 20 Abs„ 1
Nr» 5 und Abs° 5 der Satzung, sondern um eine notwendige
Maßnahmeder Krankenhilfe LS° des 5 482 Abs° 1 EVO°
Der Widerspruch blieb erfolglos.,

Das Sozialgericht (SG) hat nach Vernehmung des Facharztes
für Kieferorthopädie Dr„ Hi:lials SachVerständigen den
angefochtenen Bescheid und den Widerspruchsbescheid auf-

gehoben und die Beklagte verpflichtet, dem Kläger die

gesamtenKosten der Kieferorthopädischen Behandlungin
Höhe von 850 DM zu gewähren°

Das Landessozialgericht fLSG) hat die Berufung zurück-
_gewiesen und Zur Begründung ausgeführt: Der vom Gericht,

als Sachverständige gehörte Zahnarzt und Facharzt für '

Zahn—‚ Mund— und Kieferkrankheiten Dr.Dr° v° 0;:33;_

Schleswig, habe erklärt, bei der Tochter des Klägers
hätten zur Zeit des Beginns ihrer zahnärztlichen Behand—
lung folgende Zahnstellungsanomalien vorgelegen: Kiefer-

kompression, frontale Engej Kreuzbiß 53, mandibuläre Mitten- ”
abweichung, Tiefbiß rechts distal° Kaufunktionsstörungen

‘seien bei Beginn der Behandlung bereits vorhanden gewesen
und wären bei Nichtbehandlung noch vergrößert worden°
Andere Zahn—‚ Mund- oder Kiefererkrankungen hätten da—

gegen bei Beginn der Behandlung nicht vorgelegen und

seien auch nicht als medizinische Folgekrankheiten im
Zusammenhang mit der Kiefer— und Zahnstellungsanomalie

festzustellen geweseno Die genannten Kiefer— und Zahne
Stellun88anomalien stellten - der neuen

Rechtsprechung'!

des Senats folgend — eine Krankheit dar, nämlich einen‘

regelwidrigen Körper— und Geisteszustand° Zwar verursa—

che diese Krankheit noch keine Schmerzen und Beschwerden°

Auch seien keine akuten Eäüzenkungen anderer Organe auf—

getreten; aber durch eine ärztliche Frühbehandlung hätte
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eine wesentliche Besserung oder gar 3eséitigung des.

Leidens erzielt und einer Parodontose vorgebeugt werden „
können° Durch die Gutachten der zahnmedizinischen Sach—

verständigen sei die Notwendigkeit von kieferorthopä—

dischen Heilbehandlungen anerkannt worden° Das Maß des \
Notwendigen sei bei der kieferorthopädischen Behandlung _.

— unstreitig - nicht überschritten werden° Daher sei devil

Anspruch des Klägers begründet,

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die zugelassene

Revision eingelegt° Sie ist der Auffassung, bei der

Tochter des Klägers hätten lediglich Fehlbildungen des

Gebisses vorgelegen, jedoch kein krankhafter Befund°
_

Deswegen sei nur 5 487 Nr, 4 EVO anwendbar? Für den Jall,ir

daß die Kieferanomalie als Krankheit angesehen und der

Kostenanspruch des Klägers im Prinzip für begründet ge—
,

halten werde, sei die Beklagte nicht die richtige Adressa—f

tin für einen solchen Anspruch° Die den Krankenkassen

nach 5 182 EVO obliegende kassenzahnärztliche Versorgung

hätten die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen nach % 568 ni *

Abs° 1 BVD sicherzustellen° Es sei bisher ungeklärt, ob

die Kassenzbhnärzte oder sonstige zur kassenzahnärztli—

chen Versorgung berechtigte Ärzte in Kiel überhaupt bereit

gewesen wären, eine Kieferanomalie auf Krankenschein zu
behandeln° Es läge deswegen ein Notstand vor, so daß die

Vorschriften über die Notfallbehandlüng entsprechend "
anwendbar seien° Die Kosten für eine solche Behandlung »
würden aber mit der Zahlung der Gesamtvergütung mit für

die Krankenkasse befreiender Wirkung abgegolten° Denge»

mäß könne ein Versicherter_soiuznAnsbruch auf Ersatz der
für die Behandlung aufgewendeten KoSten nicht gegenüber »
der Krankenkasse, sondern nur gegenüber der für die Sichere

stellung der kassenzahnärztlichen Versorgung zuständigen

Kassenzahnärztlichen Vereinigung geltend machen,
.

; '
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Schleswig-Holsteinischen LSG

vom 49° AHSUSt 1974 sowie das Urteil des
SG Kiel vom 24° Oktober 1970 aufzuheben und

die Klage abzuweisen‚ '

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die RéVision der Beklagten ist unbegründet°

Nach 5 482 Abs„ 4 NL 1 RVG i„v„m„ s 205 RVGhaben Ver—
sicherte für bestimmte unterhaltsberechtigte Angehörige

Anspruch auf Krankenpflege, die u„ao ärztliche und zehn—
ärztliche Behandlung umfaßt, vom Beginn der Krankheit an°
Voraussetzung für den Anspruch auf Krankenpflege ist mit-
hin eine Krankheito Die RVO selbst enthält keine Legal—
definition dieses Rechtsbe8riffs„

Im zahnmedizinischen Bereich ist nach 5 4 Abs‚ 2 des
Zahnheilkundegesetzes (ZHG) vom 51„ März 4952 (BGBl I 221)

Krankheit jede von der Norm abweichende Erscheinung im
Bereich der Zähne, des Hundes und der Kiefer einschließ-

lich der Anomalien der Zahnstellung und des Fehlens von
Zähnen„ Wie der Senat Jedoch in BSG 41, 402, 414 f aus—
geführt hat, verfolgt diese Vorschrift einen anderen Zweck
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als die Bestimmungen der RVG, Diese weite Fassung '
des ZHG kann mithin nicht auf den Bereich der gesetz—

lichen Krankenversicherung übertragen werden° Es ist viel-

mehr von dem Krankheitsbegriff der BVG auszugehen° 5

Im Anschluß an die ständige Rechtsprechung des Reichsver— fi

sicherungsamts - EVA — (AN 4946, 544; 4920, 549; 4957,
_

IV 265), die der des Preußischen Oberverwaltungsgerichts_500
entspricht (PreußVerwBl Jahrgang 25, 602), hat der Senat;

als Krankheit einen regelwidrigen Körper— oder Geistes— '

zustand angesehen, der ärztlicher Behandlung bedarf oderi

— zugleich oder ausschließlich - Arbeitsunföhigkeit zur
‚Folge hat (BSG 45, 454; 26, 240; 50, 454)„ Als regel id—

rig hat der Senat einen Körperzustand beurteilt, der fon
der durch das Leitbild dcs gesunden Menschen geprägten

Norm abweicht (BSG 26, 240, 242)° Der seinerseits nicht_

leicht zu umschreibende Begriff der "gesundheit" ist
dabei für die Rechtspraxis ausreichend mit dem Zustand

gleichzusetzen, der dem Einzelnen die Ausübung der körper»

lichen Funktionen ermöglicht (vgl° BSG 50, 454, 455)°

Von der Funktionstauglichkeit her ist daher auch der Krank— '

heitswert von Kiefer- und Zahnanomalienzu beurteilen‚ ."5
Nicht jede Abweichung von der morphologischen Idealnormii 0

des Gebisses;der Kiefer sowie des Hundes und Rachenraumes "_

stellt schon eine "Regelwidrigkeit" im Sinne des aufgezeigel’
ten Krankheitsbegriffs dar, Kann jedoch der Kiefer eine' 25

seiner wesentlichen Funktionen, nämlich das Beißen, Kauen

und Artikulieren der Sprache nicht in befriedigendem '

Umfang erfüllen, liegen also Funktionsstörungen vor, dann

ist ein regelwidriger Körperzustand gegeben,

Eine Krankheit im Rechtssinn (so BVA u„ao in AK 4956, GE H99f

S. IV 552, 4957, GB 5445 SO IV 265) oder eine Krankheit
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- 7 -

im Sinne der Krankenversicherung (so BVA in AN 4920, 520)

liegt allerdings nur vor, wenn der regelwidrige Körper2u—

stand«einer Behandlung bedarf° Diese Behandlungsbedürf—

tigkeit hat der Senat dann bejaht, wenn ein regelwidriger
Körperzustand ohne ärztliche Hilfe nicht mit Aussicht auf

Erfolg behoben, mindestens aber gebessert oder vor Ver—

schlimmerung bewahrt werden kann oder wenn ärztliche Behand-

lung erforderlich ist, um Schmerzen oder sonstige Beschwer-

den zu lindetn(B$G 15, 454; 26, 240, 245; 28, 144, 145}„

Hiernach entfällt das Bedürfnis nach Behandlung, wenn Be—

gründete'Aussicht besteht, daß die gestörte Körperfunktion
sich auch.ohne ärztliche Hilfe normalisiert° Eine Kiefer—

oder Zahnstellungsanomalie ist somit nicht behandlungsbe—

dürftig, wenn eine Selbstregulierung der Fehlstellung der

Zähne hinreichend wahrscheinlich ist.

Besteht diese begründete Aussicht aber nicht, so erfordert

die Anomalie zahnärztliche Behandlung schon dann, wenn auf
diese Weise die Beeinträchtigung einer oder mehrerer der

genannten Funktionen des Kiefer- und Zahnsystems ganz
oder.

teilweise behoben werden kann° Das Ziel der Herstellung

oder Wiederherstellung der Funktionstauglichkeit rechtfer—

tigt bereits für sich allein das Behandlungsbedürfnis°

Regelmäßig wird daneben auch der Gefahr von Verschlimmerungen

begegnet werden müssen, sei es, daß sich unbehandelt die

Funktionsstörung immer Stärker ausprägt, sei es‚daß sich

Eblgeerkrankungen, wie Parodontose oder Störungen im Magen—

und Darmtrakt einstellen° Entgegen der Meinung der Be-
klagten und einer auch sonst vielfach vertretenen Auffas-

sung darf die zahnärztliche Behandlung in einem solchen
Falle nicht als eine nur vorbeugende Maßnahme "zur Verhü—

tung von Erkrankungen" im Sinne des 5 487 Nr„ 4 BVD ange;(
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sehen werden? Vielmehr ist bei diesem Sachverhalt die ,;
Erkrankung bereits eingetreten° Die Gefahr der Ver—

schlimmerung verstärkt nur noch das Bedürfnis nach Be—

handlung, das schon aus dem Gesichtspunkt der Herstellung

der Funktionstauglichkeit begründet ist° Dabei muß eine

Verschlimmerungsgefahr nicht in der Weise "unmittelbar"

drohen, daß ohne sofortige Behandlung mit dem alsbaldigen

Eintritt einer wesentlichen Verschlimmerung zu rechnen
_ist° Das Leiden braucht dem Betroffenen auch (noch) keine?

besonderen Schmerzen oder Beschwerden zu bereiten, es
genügt vielmehr, daß es sich unbehandelt wahrscheinlich

verschlimmern wird und daß dem Eintritt einer solchen Ver»
„„

schlimmerung am besten, d.h° mit der größten Aussicht auf

Erfolg, durch eine möglichst frühzeitige Behandlung ent—

gegengewirkt wird (BSG 50, 154, 455 mit weiteren Nachweisen,

u„a° auch Bayer° LSG in Breithn 1968, 725, wo die kiefer—

orthopädische Frühbehandlung vor dem Eintritt von Be—

schwerden zur Verhinderung einer Verschlimmerung als

Krankenpflege im Sinne der EVO angesehen wird)„

Zur Prüfung der WahrSCheinlichkeitsprognose sind alle Um—

stände des Einzelfalles zu verwerten, insbesondere statis—

tische Erkenntnisse über die Entwicklung bestimmter '

Anomalien, Dispositionen in der Person des Patienten, die

eine Verschlimmerung begünstigen oder ihr entgegensteheh,

und bedeutsame Umstände in der Familie (so zutreffend

Schlüter, SGb 1971, 465, 470)„ Ist eine Behandlungsbedürfe

tigkeit im oben genannten Sinne gegeben, so ist die z hn— '

ärztliche Behandlung im Sinne des 5 182 Abs° 2 RVO'not—
wendig° Unter Beachtung dieser Gesichtspunkte ist die

kieferorthopädische Behandlung als Sachleistung gu.geuäh»

ren° ‘

.Inwieweit die "Ergänzung der Richtlinien für eine ausreié
_
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..9-

chende, znecknäßige und Wirtschaftliche kassenzahnärzt—
liche Versorgung" vom 25„ August 1971 (Bundesanzeiger

1972 Nr° 167_S‚ 1), die vom Bundesausschuß der Zahnärzte

und Krankenkassen beschlossen und vom Bundesminister für

Arbeit und Söziälordnung
am 25° August 1972 bekanntgege—

ben wurde, den vorstehend entwickelten Rechtsgrundsätzen

entspricht und insbesondere den Kreis der Kiefer— und

Zahnfehlstellungen mit Krankheitswert richtig abgrenzt,
braucht der Senat nicht zu entscheiden° Abgesehen davon‚

daß diese Richtlinien den vorliegenden Sachverhalt schon

deswegen nicht erfassen, weil die kieferorthopädische Be—
handlung des Kindes des Klägers vor ihrem Inkrafttreten

abgeschlbssen war, sind sie auch nicht in der Lage, das

gesetzliche Leistungsrecht der RVG zu ändern (vgl. dazu
&

Schlüter aaO& 474 unter Hinweis auf Langkeit in Pharma—'
zeutische Zeitung 1970‚ 1450)° Den Richtlinien zur Siche-

rung der kassenzahnärztlichen Versorgung kommt keine nor—

mative Bedeutung zu (vgl° zu einem ähnlichen Sachverhalt
BSG 6, 252, und Urto vo 50„ September 1966 in SozR Nr° 18

zu € 55 BVG mit weiteren Nachmeisen‚sowie BSG in SozR Nr05

zu @5 VWZG)° Sie sind insofern von Bedeutung, als sich
die Verwaltung dadurch selbst bindet; d.ho_wenn die in
den Richtlinien genannten Kieferanomalien vorliegen‚ ist

die Kasse auf jeden Fall verpflichtet, kieferorthopädische

Maßnahmenals Sachleistung gem° @182 Abs° 1 Nr° 1 RVO zu
gewähren°

Nach den Feststellungen des LSG, die sich auf Sachver—

ständigengutachten stützen, lagen bei der Tochter des

Klägers Kaufunktionsstörungen vor, die sich ohne Behand—
lung noch vergrößert hätten° Sie waren mithin behandlung8—

bedürftig. Daß bei der Behandlung das Maß des Notwendigen
überschritten werden ist, behauptet die Beklagte selbst

nicht° ‘
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_ 40 „

Der Kläger hat An5pruch auf Ersatz der Aufwendungen für.,

die kieferorthopädische Behandlung seiner Tochter° Er

hat sie nur deswegen selbst erbracht, weil sich die Be—,

klagte infolge unrichtiger Beurteilung der Rechts— und

Sachlage zu Unrecht geweigert hat, sie von sich aus zu

erbringen° Er hat also etwas geleistet, das an sich die‘

Beklagte hätte leisten müssen, ’

'Die Beklagte meint nun, nicht sie sei die richtige

Adressatin für den Anspruch des Klägers, sondern die
Kassenzahnärztliche Vereinigung; Es hätten nämlich die

_
Voraussetzungen für eine Notfallbehandlung (% 568 d‘ka: 4

Satz 2 BVD) vorgelegen, da kein zur kassenzahnärztlichen

Versorgung bereiter Zahnarzt oder Kieferorthotäde im zu*

mutbaren Umkreis vorhanden gewesen sei° Dieser Ansicht

der Beklagten vermochte der Senat nicht zu folgen°

In seinem Urteil vom 24° Mai 4972 (SozR Nr‚ 6 zu @ 568
RVG) hat der Senat es offen gelassen, ob der Begriff des

Notfalls auf Sachverhalte auszudehnen sei, die dadurch

gekennzeichnet seien, daß eine bestimmte Behandlung — etwa

07
wegen ihrer Neuartigkeit, Aufwendigkeit oder Schwierigkeit —
durch einen Kassenarzt (noch) nicht erfolgen könne, wohl

aber durch einen anderen, nicht zugelassenen, möglicher—

weise sogar im Ausland praktizierenden Arzt° Jedenfalls

läge ein Notfall dann nicht vor, wenn die fragliche Be;'

handlung objektiv auch durch einen Kassenarzt möglich

gewesen sei°

Welche Folgerungen
aus

der aushahmsweisen Inanspruchnahme

eines nicht zugelassenen Arztes für die Frage zu ziehen

sind, wer die Kosten einer solchen ärztlichen Behandlung

zu tragen hat, braucht hier nicht erörtert zu werden; insbe—

sondere kann offen bleiben, ob der in BSG 49, 270, 272
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ausgesprochene Grundsatz, daß sich der Anspruch des Ver-
sicherten auf ErSatz seiner Aufwendungen für eine Notfall—
behandlung gegen die Kassenärztliche Vereinigung richtet,
nach Umstellung der Gesamtverträge auf Berechnung der Ge—

samtvergütung nach Einzelleistungen nicht zugunsten einer

unmittelbaren Inanspruchnahme der Krankenkasse aufgegeben

werden muß° Mit der in 5 568 d Abs" 4 Satz 2 RVGgeregel—
ten Notfallsituation hat der Gesetzgeber jedenfalls nicht

den hier vorliegenden Sachverhalt gemeint, daß die Träger

der gesetzlichen Krankenversicherung zur Erbringung zahn—

ärztlicher Behandlung als Sachleistung (5 482 Abs° 4 Nr‚4

EVO) und die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen zur Er-

füllung ihres Auftrags, die zahnärztliche Versorgung si-

bherzustellen (% 568 n Abs° 4 Satz 4 EVO), auf einem be-

stimmten Teilgebiet nur unzulüglioh imstande sind, und

zwar in erster Linie deswegen, weil eine Gruppe geeigneter

Zahnärzte bzw° Kieferorthopäden zur Mitwirkung an der hassen—

zahnärztlichen Versorgung überhaupt nicht oder nur unter
bestimmten Voraussetzungen bereit ist° Diese Störung be—

trifft nicht einen einzelnen Notfall, sondern das System

der kassenzahnärztlichen Versorgung° Bis zu ihrer Behe—

bung sind die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung

dem Versicherten gegenüber jedenfalls verpflichtet, diesen

mit geeigneten Maßnahmen soweit wie möglich in den Genuß

der kassenzahnärztlichen Versorgung zu bringen, auf die

er Anspruch hat° Abgesehen von solchen Hilfen wie Beratung

und Unterrichtung der Versicherten über das Vorhandensein

von Zahnärzten, die kieferorthopädische Behandlungen im?

Rahmen der kassenzahnärztlichen Versorgung in einer für den

Versicherten zumutbaren Entfernung zu übernehmen bereit
sind, gehört hierzu die Übernahme

— notfalls der Ersatz -
der Kosten der hieferorthopädischen Behandlung, wenn
diese nach Lage des Falles nur von einem Zahnarzt, der
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nicht an der kassenzahnärztlichen Versorgung mitwirkt,

übernommen werden kann°

Demnach war die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung folgt aus % 195 des Sozialgerichts—‘
gesetzeso
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